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119. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Übereinkom-
mens über die Erteilung gewisser für das
Ausland bestimmter Auszüge aus Personen-

standsbüchern

Nach Mitteilung des Schweizerischen Bundesra-
tes hat Slowenien am 1. Dezember 1992 seine
Beitrittsurkunde zum Übereinkommen über die
Erteilung gewisser für das Ausland bestimmter
Auszüge aus Personenstandsbüchern (BGBl.
Nr. 275/1965, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereiches BGBl. Nr. 178/1982) hinterlegt.

Vranitzky

120. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Vertrages
über die internationale Zusammenarbeit auf

dem Gebiet des Patentwesens

Nach Mitteilungen des Generaldirektors der
Weltorganisation für geistiges Eigentum haben
folgende weitere Staaten ihre Ratifikations- bzw.
Beitrittsurkunden zum Vertrag über die internatio-
nale Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Patentwe-
sens (BGBl. Nr. 348/1979 idF BGBl. Nr. 525/1984,
letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl.
Nr. 328/1987) hinterlegt bzw. erklärt, sich auch
nach Erlangung ihrer Unabhängigkeit an diesen
Vertrag gebunden zu erachten:

Staaten

Burkina Faso
Côte d'Ivoire
Finnland
Griechenland
Guinea
Irland
Kanada
Mongolei
Neuseeland
Niger
Polen
Portugal
Spanien
Tschechoslowakei
Ukraine
Vietnam

Datum der Hinterlegung der
Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunde
oder Kontinuitätserklärung

21. Dezember 1988
31. Jänner 1991

1. Juli 1980
-9. Juli 1990

27. Februar 1991
1. Mai 1992
2. Oktober 1989

27. Februar 1991
1. September 1992

21. Dezember 1992
25. September 1990
24. August 1992
16. August 1989
20. März 1991
21. September 1992
10. Dezember 1992

Slowakei und Tschechische Republik haben erklärt,
sich mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 1993 an diesen
Vertrag gebunden zu erachten.

Anläßlich der Hinterlegung ihrer Ratifikations-
bzw. Beitrittsurkunden haben nachstehende Staaten
folgende Vorbehalte erklärt bzw. Erklärungen
abgegeben:

Griechenland:

Die Bestimmungen des Kapitels II (Artikel 31 bis
42) des Vertrages und die entsprechenden Bestim-
mungen der Ausführungsordnungen (Regeln 53 bis
78) sind für Griechenland nicht verbindlich.

Polen:

Gemäß Art. 64 Abs. 2 lit. a Z i und ii des
Vertrages
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— sind die Bestimmungen des Art. 39 Abs. 1
hinsichtlich der Zuleitung eines Exemplars
der internationalen Anmeldung und einer
Übersetzung hiervon für Polen nicht verbind-
lich und

— steht die in Art. 40 vorgesehene Verpflichtung
zur Aussetzung des nationalen Verfahrens
einer Veröffentlichung der internationalen
Anmeldung oder einer Übersetzung hiervon
durch das Patentamt der Republik Polen oder
durch Vermittlung dieses Amtes nicht entge-
gen.

Spanien:

Gemäß Art. 64 Abs. 1 lit. a und b erachtet sich
Spanien an die Bestimmungen des Kapitels II oder
an die entsprechenden Bestimmungen der Ausfüh-
rungsordnungen nicht gebunden.

Weiteren Mitteilungen des Generaldirektors der
Weltorganisation für geistiges Eigentum zufolge hat

Norwegen
am 1. Oktober 1988 gemäß Art. 64 Abs. 2 lit. a Z ii
des Vertrages erklärt, daß die in Art. 40 vorgesehene
Verpflichtung zur Aussetzung des nationalen
Verfahrens einer Veröffentlichung der internatio-
nalen Anmeldung oder einer Übersetzung hiervon
durch das norwegische nationale Amt oder durch
Vermittlung dieses Amtes nicht entgegensteht,
wodurch Norwegen aber nicht von den in Artikeln
30 und 38 vorgesehenen Verpflichtungen freigestellt
wird, und haben nachstehende Staaten ihre

anläßlich der Hinterlegung ihrer Ratifikations-
bzw. Beitrittsurkunden abgegebenen Erklärungen
zurückgezogen:

Dänemark (kundgemacht in BGBl. Nr. 348/1979)
mit Wirksamkeit vom 1. November 1988

Japan (kundgemacht in BGBl. Nr. 348/1979 und
328/1987) mit Wirksamkeit vom 8. Dezember 1987
und

Republik Korea (kundgemacht in BGBl. Nr. 328/
1987) mit Wirksamkeit vom 1. September 1990.

Vranitzky

1 2 1 . Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Übereinkom-
mens über die Ausstellung mehrsprachiger

Auszüge aus Personenstandsbüchern

Nach Mitteilung des Schweizerischen Bundesra-
tes hat Slowenien am 1. Dezember 1992 seine
Beitrittsurkunde zum Übereinkommen über die
Ausstellung mehrsprachiger Auszüge aus Personen-
standsbüchern (BGBl. Nr. 460/1983, letzte Kund-
machung des Geltungsbereiches BGBl. Nr. 586/
1990) hinterlegt.

Vranitzky

122.

A B K O M M E N

ZWISCHEN DER ÖSTERREICHISCHEN
BUNDESREGIERUNG UND DER REGIE-
RUNG DER REPUBLIK SENEGAL ÜBER
ENTWICKLUNGSZUSAMMENARBEIT

Die Österreichische Bundesregierung einerseits
und die Regierung der Republik Senegal anderer-
seits,

im Bewußtsein des Nutzens, der sich für beide
Länder aus einer verstärkten technischen Zusam-
menarbeit ergeben würde,

vom Wunsche geleitet, die bestehenden freund-
schaftlichen Beziehungen zwischen den beiden
Ländern zu vertiefen,

sind wie folgt übereingekommen:
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I. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1

(1) Die Vertragschließenden Parteien werden im
Rahmen ihrer Möglichkeiten die wirtschaftliche,
soziale, kulturelle, wissenschaftliche und technische
Entwicklung Senegals fördern.

(2) Im Rahmen dieses Abkommens wird die
Österreichische Bundesregierung Senegal Techni-
sche Hilfe leisten. Über die einzelnen Projekte,
denen Unterstützung zuteil werden soll, sind jeweils
gesonderte Vereinbarungen zu schließen.

(3) Technische Hilfe der Österreichischen Bun-
desregierung gemäß Abs. 2 kann aus folgenden
Leistungen bestehen:

1. Entsendung österreichischer Fachkräfte;
2. Unterstützung bei der Ausbildung von senega-

lesischen Fachkräften in Senegal und/oder
Österreich;

3. Bereitstellung von Sachgütern zur Verwirkli-
chung der Projekte;

4. Finanzielle Unterstützung zur Ausführung der
Projekte.

(4) Die Unterstützung bei der Ausbildung von
senegalesischen Fachkräften gemäß Abs. 3 Z 2 kann
bestehen in:

1. Gewährung von Stipendien;
2. Teilnahme an Speziallehrgängen in Österreich

für Angehörige aus Entwicklungsländern.

(5) Stipendien werden gemäß den bestehenden
Richtlinien vergeben, die der Republik Senegal auf
diplomatischem Wege zur Kenntnis gebracht
werden.

II. BESTIMMUNGEN BETREFFEND
ÖSTERREICHISCHE FACHKRÄFTE

Artikel 2

Funktion der Fachkräfte

(1) Die Österreichische Bundesregierung wird die
Fachkräfte durch privatrechtliche Verträge ver-
pflichten, für die Dauer ihres Einsatzes in Senegal
keine andere auf Gewinn gerichtete Tätigkeit
auszuüben, die Rechtsordnung Senegals einzuhal-
ten und sich insbesondere politischer Aktivitäten,
die die inneren Angelegenheiten Senegals betreffen,
zu enthalten.

(2) Der Aufgabenbereich der Fachkraft innerhalb
eines Projektes wird in den gesonderten Vereinba-
rungen gemäß Art. 1 Abs. 2 festgelegt.

(3) Die Vertragsschließenden Parteien verzichten
darauf, die österreichischen Fachkräfte im Sinne
dieses Abkommens zu Dienstleistungen irgendwel-
cher Art außer jenen heranzuziehen, die in den im
Art. 1 Abs. 2 angeführten gesonderten Vereinbarun-
gen vorgesehen sind.
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(4) Das Ausmaß des Urlaubes der österreichi-
schen Fachkräfte wird von der österreichischen
Seite festgelegt und der senegalesischen Seite
mitgeteilt.

Artikel 3

Verpflichtungen der österreichischen
Bundesregierung

Im Zusammenhang mit der Entsendung österrei-
chischer Fachkräfte verpflichtet sich die österreichi-
sche Seite zu folgenden Leistungen:

1. Bezahlung der Gehälter und sonstigen Be-
züge, Sozialleistungen und Versicherungen;

2. Bezahlung der Reisekosten von Österreich
nach Senegal und zurück für die Fachkräfte
und ihre Familienangehörigen;

3. Bezahlung der Transportkosten für die per-
sönliche Habe und für allfällige berufliche
Ausrüstung der österreichischen Fachkräfte
und ihrer Familien von Österreich nach Dakar
und zurück;

4. Bezahlung der Reisekosten für den Heimatur-
laub der Fachkräfte und ihrer Familien gemäß
ihrem Einsatzvertrag.

Artikel 4

Verpflichtungen der Regierung von Senegal

Im Rahmen dieses Abkommens wird die senega-
lesische Seite für die österreichischen Fachkräfte
insbesondere nachfolgende Leistungen erbringen:

1. Übernahme der Kosten für Dienstreisen der
österreichischen Fachkräfte innerhalb Sene-
gals gemäß den Bestimmungen des Art. 2
Abs. 3;

2. Übernahme allfälliger Transportkosten in
Senegal für Ausrüstungsgegenstände, die die
Fachkräfte zur Ausführung von Projekten
der Entwicklungszusammenarbeit beruflich
benötigen;

3. Ungehinderte, von Zöllen, Steuern und
anderen Abgaben befreite Einfuhr des
Übersiedlungsgutes, der persönlichen Effek-
ten und der beruflichen Ausrüstung der
österreichischen Fachkräfte und ihrer Fami-
lien nach Senegal, während der ersten sechs
Monate nach deren Einreise und deren
Wiederausfuhr;

4. Steuerbefreiung für die Bezüge der österrei-
chischen Fachkräfte, die sie von österreichi-
scher Seite erhalten, und ihr persönliches
Eigentum;

5. Ungehinderte, von Zöllen und Abgaben
befreite vorübergehende Zulassung eines
Kraftfahrzeuges zum persönlichen Gebrauch
jeder österreichischen Fachkraft und seiner
Familie. Diese Berechtigung gilt während
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sechs Monaten ab dem Zeitpunkt der
Einreise der Fachkraft in Senegal und kann
nach zwei Jahren erneuert werden;

6. Das gemäß Abs. 5 nach Senegal eingeführte
Fahrzeug darf in Senegal nur verkauft
werden, wenn es den allgemeinen Zollbestim-
mungen unterworfen wird.

7. Ausstellung von Ausweisdokumenten für die
österreichischen Fachkräfte und ihre Fami-
lien, welche ihnen die volle Unterstützung
durch die bzw. den vollen Schutz der
senegalesischen Behörden bei der Ausübung
ihrer Einsatztätigkeit zusichern;

8. Gewährung ungehinderter Bewegungsfrei-
heit in Senegal für die österreichischen
Fachkräfte und ihre Familien;

9. Bereitstellung ärztlicher Versorgung der
österreichischen Fachkräfte und deren Fami-
lien in dem Ausmaß, wie sie anderen
ausländischen Fachkräften in Senegal zuteil
wird;

10. Die senegalesische Regierung verpflichtet
sich, den Fachkräften, bei ihrer Ankunft bis
zum Ende ihres Vertrages, eine entspre-
chende Unterkunft unentgeltlich zur Verfü-
gung zu stellen. Diese Unterkunft ist gemäß
dem Dienstgrad der Fachkraft und der Größe
seiner Familie entsprechend der Übung in
Senegal ausgestattet und möbliert.

11. Übernahme der Betriebskosten für Maschi-
nen, Bauten und Einrichtungen, die von
österreichischer Seite zur Durchführung von
Projekten zur Verfügung gestellt worden
sind;

12. Bereitstellung der zur Durchführung der
Projekte von beiden Seiten für nötig
erachteten Zahl von senegalesischen Fach-
und Hilfskräften unter Übernahme der
Kosten;

13. Im Falle eines nationalen oder internationa-
len Konfliktes wird die senegalesische Seite
den österreichischen Fachkräften und ihren
Familien die sofortige Rückkehr nach Öster-
reich ermöglichen.

14. Die Regierung der Republik Senegal ver-
pflichtet sich, den österreichischen Fachkräf-
ten den gleichen Schutz und die gleichen
Privilegien zu gewähren, in deren Genuß die
Fachkräfte jedes anderen Landes kommen,
das mit der Republik Senegal ein Abkommen
über Entwicklungszusammenarbeit geschlos-
sen hat.

Artikel 5

Immunität

(1) Die österreichischen Fachkräfte genießen auf
dem Hoheitsgebiet der Republik Senegal die
strafrechtliche Immunität für Handlungen und
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Meinungsäußerungen, die sie in Ausübung ihrer
Funktionen begangen haben, außer im Falle von
vorsätzlichem oder grob fahrlässigem Verhalten.

(2) Die senegalesische Seite kann jederzeit die
Beschäftigung einer österreichischen Fachkraft für
beendet erklären, wenn sie deren Tätigkeit mit den
Erfordernissen ihrer Funktion für unvereinbar hält.

(3). Die senegalesische Seite wird vor einer
solchen Entscheidung die österreichische Seite von
der beabsichtigten Maßnahme schriftlich auf
diplomatischem Wege verständigen. Die Entschei-
dung muß begründet sein und tritt einen Monat
nach der Verständigung in Kraft.

III. HAFTUNG DER REGIERUNG VON
SENEGAL

Artikel 6

(1) Die Republik Senegal haftet für:
1. Schäden, die im Zusammenhang mit der

Durchführung der Projekte gemäß Art. 1
Abs. 2 entstehen;

2. Schäden, welche die österreichischen Fach-
kräfte im Rahmen dieses Abkommens bei
Erfüllung der ihnen übertragenen Aufgaben
verursachen. Hinsichtlich solcher Schäden
wird die Regierung der Republik Senegal die
österreichischen Fachkräfte schad- und klag-
los halten.

(2) Abgesehen von den Bestimmungen in Abs. 1
kann die Regierung der Republik Senegal von den
österreichischen Fachkräften nur dann Schadener-
satz verlangen, wenn diese den Schaden vorsätzlich
oder grob fahrlässig verursacht haben.

IV. SACHGÜTER UND
AUSRÜSTUNGSGEGENSTÄNDE

Artikel 7

Die Sachgüter und Ausrüstungsgegenstände, die
zum Zwecke der Durchführung gemeinsamer
Projekte nach Senegal eingeführt werden, sind von
allen Zöllen und allen anderen Abgaben befreit.

Diese Güter und Gegenstände bleiben Eigentum
der Republik Österreich für die Zeitdauer des
Projektes. Sie können der Republik Senegal am
Projektende durch ein eigenes Abkommen überlas-
sen werden.
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V. BEILEGUNG VON
MEINUNGSVERSCHIEDENHEITEN

Artikel 8

Alle Meinungsverschiedenheiten über die Ausle-
gung oder Anwendung dieses Abkommens sind auf
diplomatischem Wege zu regeln.

VI. SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 9

(1) Das vorliegende Abkommen tritt mit dem
ersten Tag des dritten Monats nach jenem Tag in
Kraft, an dem die Vertragschließenden Parteien
schriftlich auf diplomatischem Wege einander
mitgeteilt haben, daß die verfassungsmäßigen
Voraussetzungen für das Inkrafttreten des Abkom-
mens erfüllt sind.

(2) Das Abkommen wird für die Dauer von fünf
Jahren abgeschlossen und verlängert sich still-
schweigend jeweils um ein weiteres Jahr, sofern es
nicht einer der Vertragschließenden Teile spätestens
drei Monate vor Ablauf dieser Frist schriftlich auf
diplomatischem Wege kündigt.

(3) Im Falle der Kündigung bleiben die Art. 3, 4
und 6 des Abkommens bis zum Ablauf einer Frist
von einem Jahr in Kraft.

(4) Mit Inkrafttreten dieses Abkommens sind
seine Bestimmungen auf alle österreichisch-senega-
lesischen Entwicklungsprojekte oder -programme
in Senegal, einschließlich jener, die bereits durch-
geführt werden, anzuwenden.

Geschehen in Dakar, am 13. Oktober 1992 in
zwei Urschriften in deutscher und französischer
Sprache, wobei die Texte gleichermaßen authen-
tisch sind.

Für die Österreichische Bundesregierung:
Peter Leitenbauer

Für die Regierung der Republik Senegal:

Djibo Ka

Die Mitteilungen gemäß Art. 9 Abs. 1 des Abkommens wurden am 7. bzw. 15. Dezember 1992
abgegeben; das Abkommen tritt gemäß seinem Arn 9 Abs. 1 mit 1. März 1993 in Kraft.

Vranitzky
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123.

A B K O M M E N

ZWISCHEN DER ÖSTERREICHISCHEN
BUNDESREGIERUNG UND DER REGIE-
RUNG DER SLOWAKISCHEN REPU-
BLIK ÜBER DIE WIRTSCHAFTLICHE,
INDUSTRIELLE, TECHNISCHE UND
TECHNISCH-WISSENSCHAFTLICHE

ZUSAMMENARBEIT
Die Österreichische Bundesregierung und die

Regierung der Slowakischen Republik, im folgen-
den „Vertragsparteien" genannt, sind,

— vom Wunsche geleitet, die bestehenden
Außenwirtschaftsbeziehungen zu verstärken
und auf der Grundlage der Gleichberechti-
gung und des gegenseitigen Vorteils zu
fördern,

— in der Überzeugung, daß ein neues Abkom-
men über die wirtschaftliche, industrielle,
technische und technisch-wissenschaftliche
Zusammenarbeit eine günstige Voraussetzung
und geeignete Grundlage zur Weiterentwick-
lung der Außenwirtschaftsbeziehungen
schafft,

— im Einklang mit den zwischen Österreich und
der Slowakischen Republik in Geltung befind-
lichen vertraglichen Vereinbarungen, insbe-
sondere dem Abkommen zwischen den
EFTA-Staaten und der CSFR vom 20. März
1992 *), sowie den in beiden Staaten geltenden
Rechtsvorschriften,

— ausgehend von marktwirtschaftlichen Grund-
sätzen,

wie folgt übereingekommen:

Artikel 1

Die Vertragsparteien vereinbaren, im Rahmen
ihrer geltenden Rechtsvorschriften die Außenwirt-
schaftsbeziehungen zwischen den Unternehmen,
Organisationen, Gesellschaften und Institutionen,
im folgenden „Unternehmen" genannt, beider
Staaten zu erleichtern und zu fördern.

Artikel 2

(1) Die Vertragsparteien werden im Rahmen
ihrer Möglichkeiten nach den im jeweiligen Staat
geltenden Rechtsvorschriften die Zusammenarbeit
auf wirtschaftlichem, industriellem, technischem
und technisch-wissenschaftlichem Gebiet unterstüt-
zen und fördern.

(2) Die Vertragsparteien stimmen überein, daß
gegenwärtig in folgenden Bereichen besondere
Kooperationsmöglichkeiten gegeben sind:

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 729/1992
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— Bautätigkeit (Hoch- und Tiefbau)
— Umweltschutz, zB im Rahmen des Donau-

raumsanierungsprogrammes nach Maßgabe
des höchsten jeweils verfügbaren Standards
der Umwelttechnologie

— Elektrotechnik
— Land- und Forstwirtschaft
— Nahrungsmittelindustrie
— Anlagen- und Maschinenbau
— Angewandte Forschung
— chemische Industrie
— holzverarbeitende und Papierindustrie
— metallverarbeitende Industrie
— Ausbau der gemeinsamen Handelstätigkeit auf

Drittmärkten
— Bankwesen
— grenzüberschreitende Wirtschaftsparks, Tech-

nologie- und Gründerzentren

— Management- und Berufsausbildung

— Consulting
— Energiebereich, insbesondere Energiespar-

technik, Errichtung und/oder Sanierung von
Kraftwerken, Hochspannungsleitungen,
Erdöl- und Raffinerietechnologie, Pipelines,
Hochdruckgasleitungen, Gasspeicher sowie
einschlägige Know-how-Vermarktung

Weitere Bereiche können von der Gemischten
Kommission definiert werden.

(3) Die Vertragsparteien stimmen überein, daß
sich durch eine umfassende Kooperation im
Energie-, Chemie- und Petrochemiebereich, insbe-
sondere auch zwischen den Raffinerien, die
wirtschaftlichen Voraussetzungen für die Volks-
wirtschaften beider Länder verbessern würden.

(4) Beide Seiten begrüßen die Absicht, zur
Förderung der Beziehungen im Bereich des
Tourismus ein gesondertes Regierungsabkommen
zu schließen.

Artikel 3

(1) Die Vertragsparteien werden im Bewußtsein
der Notwendigkeit der Verwirklichung wirtschaft-
lich vernünftiger und ökologisch sicherer Infra-
struktursysteme höchstes Interesse der Zusammen-
arbeit in folgenden Bereichen widmen:

— Eisenbahnen
— Schiffahrt
— Luftfahrt
— Straßenbau
— Telekommunikation
— Energieversorgung
— Wasserwirtschaft

(2) In diesem Zusammenhang stimmen die
Vertragsparteien überein, daß besondere Bedeutung
dem Ausbau leistungsfähiger Infrastrukturverbin-
dungen zwischen den Ballungszentren Wien und
Bratislava zukommt.
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Artikel 4

Der Zahlungsverkehr zwischen der Republik
Österreich und der Slowakischen Republik erfolgt
in Übereinstimmung mit den Devisenvorschriften,
die in jedem der beiden Staaten jeweils in Kraft
stehen, in frei konvertierbarer Währung.

Artikel 5

Die wirtschaftliche, industrielle, technische und
technisch-wissenschaftliche Zusammenarbeit zwi-
schen Unternehmen beider Staaten im Rahmen
dieses Abkommens wird grundsätzlich auf kommer-
zieller Grundlage durchgeführt.

Artikel 6

Die Vertragsparteien erkennen die Nützlichkeit
und Notwendigkeit einer stärkeren Beteiligung
kleiner und mittlerer Unternehmen an den bilatera-
len Außenwirtschaftsbeziehungen an.

Artikel 7

(1) Die Vertragsparteien empfehlen den Unter-
nehmen primär zur Streitbeilegung freundschaftli-
che Lösungen im beiderseitigen Einvernehmen.

(2) Im Rahmen der geltenden Rechtsvorschriften
— fördern die Vertragsparteien die Regelung

von Streitfragen zwischen Unternehmen im
Zusammenhang mit Handels- und Koopera-
tionsgeschäften sowie bei der Gründung von
Gemeinschaftsunternehmen und Direktinve-
stitionen zwischen Unternehmen der Ver-
tragsparteien durch Schiedsgerichte,

— fördern die Vertragsparteien die Anwendung
der von der Kommission der Vereinten
Nationen für internationales Handelsrecht
(UNCITRAL) ausgearbeiteten Schiedsregeln
und die Einschaltung eines Schiedsgerichts
eines Unterzeichnerstaats des am 10. Juni
1958 in New York geschlossenen Überein-
kommens über die Anerkennung und Voll-
streckung ausländischer Schiedssprüche.
Diese Schiedssprüche stellen in den Staaten
beider Vertragsparteien, im Einklang mit
deren innerstaatlicher Gesetzgebung, den
Vollstreckungstitel dar.

Artikel 8

Änderungen oder der Ablauf der Gültigkeit des
vorliegenden Abkommens haben keinen Einfluß auf
die Abwicklung der zwischen den Unternehmen der
beiden Staaten vorher abgeschlossenen Verträge.

Artikel 9

(1) Mit dem vorliegenden Abkommen wird eine
Gemischte Kommission errichtet, welche auf
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Wunsch einer der beiden Vertragsparteien abwech-
selnd in der Republik Österreich und der
Slowakischen Republik zusammentreffen wird.

(2) Zu den besonderen Aufgaben dieser Gemisch-
ten Kommission gehören ua.

— Prüfung der Entwicklung der bilateralen
Außenwirtschaftsbeziehungen,

— Abstimmung und Erschließung neuer Mög-
lichkeiten sowie Förderung der zukünftigen
wirtschaftlichen Zusammenarbeit,

— Erstellung von Vorschlägen zur Verbesserung
der Bedingungen der industriellen, techni-
schen und technisch-wissenschaftlichen Zu-
sammenarbeit zwischen den Unternehmen
beider Staaten,

— Überwachung der Durchführung der Zielset-
zungen sowie Empfehlungen zur Erweiterung
der Zielsetzungen dieses Abkommens.

Artikel 10

Im Falle der Teilnahme einer Vertragspartei oder
beider Vertragsparteien am Europäischen Wirt-
schaftsraum (EWR) oder des Beitrittes zu den
Europäischen Gemeinschaften (EG) oder einer
diesen nachfolgenden Organisation sind die Ver-
tragsparteien durch dieses Abkommen insofern
nicht gebunden, als es für einen Teilnehmer am
EWR oder ein Mitglied der EG oder einer diesen
nachfolgenden Organisation mit den dadurch
bestehenden Verpflichtungen im Hinblick auf den
jeweils geltenden Rechtsbestand unvereinbar ist.

Artikel 11

(1) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des
dritten Monats in Kraft, der auf den Monat folgt, in
dem es unterzeichnet wurde.

(2) Dieses Abkommen wird für die Dauer von
fünf Jahren abgeschlossen und verlängert sich
jeweils um ein weiteres Jahr, wenn es nicht drei
Monate vor Ablauf seiner Gültigkeit von einer der
beiden Vertragsparteien schriftlich auf diplomati-
schem Wege gekündigt wird.

Geschehen zu Wien, am 13. Jänner 1993 in zwei
Urschriften, jeweils in deutscher und slowakischer
Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise
authentisch sind.

Für die Österreichische Bundesregierung:

Schüssel

Für die Regierung der Slowakischen Republik:
Cernák

Das Abkommen tritt gemäß seinem Art. 11 Abs. 1 mit 1. April 1993 in Kraft.

Vranitzky
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